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Pressemitteilung 

vom 09.Dezember 2010

Verfolgungsopfer begrüssen Konsens zum Agrarflächen-Erwerb

„Später Beitrag zu minimaler und versprochener Wiedergutmachung 

kann niemals als Bevorzugung umgedeutet werden. -Rot-Rot auf SED-Kurs ?“

Zur unmittelbar bevorstehenden Verabschiedung des 2. Flächenerwerbs-Änderungsgesetzes in 2. und 3. Lesung nach der Anhörung im Bundestag am 07.Dezember hat der  der Bundesvorsitzende der Aktionsgemeinschaft Recht und Eigentum (ARE), Manfred Graf v. Schwerin, heute wie folgt Stellung genommen:

„ Wir begrüssen die partei- und verbandsübergreifende weitgehende Zustimmung zur Verabschiedung des seit langem überfälligen 2. Flächenerwerbs-Änderungsgesetzes, die der neuen Regelung eine breite Mehrheit sichern dürfte. Allerdings konnten einige  grundsätzlich wichtige Details nicht in das Gesetz aufgenommen werden, um nicht  erneute Verzögerungen bei der Umsetzung des Gesetzes, für das sich die ARE seit 4 Jahren  konkret einsetzt, in Kauf zu nehmen. 

Die jetzt beschlossene Regelung  bringt aber doch  eine gewisse Schadensbegrenzung für die Anspruchsberechtigten, die seit rund 16 Jahren auf die Erfüllung der ihnen gesetzlich zugesprochenen Wiedergutmachung vergeblich gewartet haben, sagte v. Schwerin. Für diesen skandalösen Ablauf einer gesetzlich vorgeschriebenen Abwicklung tragen die mit  der Durchführung beauftragten Verwaltungen der Länder die  volle Verantwortung. 

Wenn der Bundesfiskus aufgrund der seit 1994 drastisch gestiegenen, oft verdoppelten Bodenpreise aber aus den Verzögerungen  bei der Bescheidung der Anträge finanziellen Nutzen zu Lasten der Berechtigten ziehen sollte, so wäre dies in  höchstem Masse unmoralisch und zudem rechtswidrig, was auch erhebliche Schadensersatzansprüche auslösen müsste. 

Äußerst bedauerlich erscheint uns, so der ARE-Vorsitzende, allerdings die Positionierung der Vertreter der SPD in diesem Fall: Wie sich bei der Anhörung am 07.Dezember gezeigt hat, will sie  die früher von ihr mit beschlossenen   Kompromisse bei der Wiedergutmachung stalinistischer Verfolgungen jetzt nicht mehr mittragen. Sie begibt sich  stattdessen auf rechtsstaatswidriges, eher ideologisches Terrain und verdreht die Verringerung der offensichtlichen  Benachteiligung der Betroffenen  wider besseres Wissen zu einer  „neuen Bevorzugung“ der Opfer. 

Die Tonart einiger Funktionäre von SPD und Linken gegenüber „Alteigentümer“- Rechten und die willkürliche Hochrechnung der Ansprüche bis zu „Milliarden an Mindereinnahmen für den Fiskus“ verraten auch nach 20 Jahren deutscher Einheit eine fehlende Bereitschaft zur Anerkennung und Aufarbeitung stalinistischen Terrors sowie fehlenden Sinn für Gerechtigkeit und die Einhaltung und Umsetzung eindeutiger Gesetze, sofern diese auch vermeintlichen „Klassenfeinden “ klare Rechte geben. - Es soll allerdings eingeräumt werden, daß  auch der Agrarminister von Mecklenburg-Vorpommern, Dr. Backhaus (SPD) die Berechtigung der Wiedergutmachung dem Grunde nach anerkannt hat, wenngleich er es vorziehen würde, möglichst die noch im Bundesbesitz befindlichen Flächen  in Landesbesitz zu übernehmen und sie auch daher den Berechtigten – zu Unrecht- vorenthalten möchte. ( Offenbar wollen einflussreiche SPD- und Linken-Funktionäre  einseitig die Verfestigung und womöglich weitere Vergrösserung der gegenwärtigen-  agrarökonomisch so fragwürdigen- Großstrukturen erreichen, die , ausgehend von den Nachfolgern der  früheren LPG `n  weitgehend zu Lasten kleinerer und bäuerlicher Betriebe und damit  zum Nachteil einer gesunden Agrarstruktur gehen müsste. Dieses Problem wird übrigens jetzt auch verstärkt von der Europäischen Gemeinschaft erkannt und aufgearbeitet.)

Hervorzuheben ist im Lichte der Anhörung vom 07.12. 2010  gegenüber der Einstellung von Rot-Rot die demokratisch-rechtsstaatliche Positionierung der Bündnisgrünen, die den Entwurf von CDU/CSU und FDP dezidiert unterstützen wird.

( s. hierzu Pressemitteilung von Cornelia Behm, MdB vom 08.12.2010)

„ Der ARE- Zusammenschluss  wird nun auf schnelle Umsetzung des Gesetzes zum Agrarland-Erwerb im Jahr 1011  dringen und an der Ausgestaltung  konkret mitwirken, wobei es darum gehen wird, möglichst ohne weitere bürokratische Hürden voranzukommen. Dies dient vor allem auch  den Interessen der jungen Länder durch  die Chance zusätzlicher privater  Investitionen im ländlichen Raum“, betonte der ARE-Vorsitzende Graf v. Schwerin. 

Der ARE-Chef forderte von der Bundespolitik, nach den schweren Rückschlägen der letzten Jahre zu einer aktiven Strukturpolitik zurückzukehren, die übrigens sogar im  Treuhandgesetz festgeschrieben sei. „Dass die Bodenpreise durch agrarindustrielle Großinvestoren so aus dem Ruder laufen und gewisse Gebiete im ländlichen Raum zu veröden drohen, hat die Politik zum erheblichen Teil mit zu vertreten. Großinvestoren suchen zur Investition die  Großstrukturen.

Eine weitere Verkürzung der Bindungsfristen für Pächter und (neue) Bodeneigentümer ab 1991 aus früheren LPG n  z.B. könnten die Bodenpreise weiter nach oben treiben, da. Ex-LPG-Kader unter Umständen ihre Flächen gern zum  10 bis 20fachen Wert (!)  von 1990 -19 94 verkaufen könnten.

 - Anstelle von Klageliedern ist  jetzt aktive Strukturpolitik mit Markt-Kontrolle auf der Basis von Eigentumsschutz, Wettbewerbsrecht und Privatinitiative gefordert“ sagte von Schwerin. 

Berlin, im Dezember 2010
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Die Aktionsgemeinschaft Recht und Eigentum / ARE e.V. versteht sich als Zusammenschluss von Verfolgungs- und Enteignungsopfern  der Geschichtsepochen SBZ und DDR, vertritt aber auch zahlreiche nicht betroffene Rechtsstaatler, die sich insbesondere in den jungen Ländern für Wiedergutmachung und den Aufbau Ost engagieren. - Die ARE arbeitet eng mit der Union der Opfer kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG) zusammen, die als Dachverband der 30 Opfergruppen politischer Verfolgung in der DDR fungiert.

Besuchen Sie uns gleich im Internet unter: www.are-org.de  
ARE-Plänitz : Hofstraße 5, 16845 Plänitz bei Neustadt/Dosse,  Tel.:033970/ 5187-4 /-6,  Fax 033970/ 51875
ARE-Zentrum Hessen: Westendstr. 14a,  34305 Niedenstein, Tel.: 05624/ 926258,  Fax: 05624/ 926268

e-Mail: Info@ARE.org,  Internet: http://are-org.de

Raiffeisenbank Ostprignitz-Ruppin: BLZ: 16061938,  Ktonr.: 10 3012794
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